Bundesrechnungshof kritisiert SGB II Haushalt: Verwaltungskosten steigen, Eingliederungsmittel werden zweckentfremdet
Der Bundesrechnungshof hat den SGB-II-Haushalt im Etat des Bundesarbeitsministeriums für 2027 geprüft. Im Mittelpunkt stehen zwei Befunde: Die Verwaltungskosten der Jobcenter überschreiten dauerhaft die Haushaltsansätze. Gleichzeitig werden die Mittel zur Eingliederung in Arbeit deutlich schlechter ausgeschöpft und teils zur Finanzierung von Verwaltungskosten sowie künftig auch zur Finanzierung der berufsbezogenen Deutschsprachförderung herangezogen.
Verwaltungshaushalt: Bundesrechnungshof sieht Einsparpotenziale
Für die Verwaltung der Grundsicherung sind 2027 rund 5,3 Mrd. Euro vorgesehen. Der Bundesrechnungshof kritisiert, dass in nahezu allen gemeinsamen Jobcentern mehr Personal eingesetzt wird, als es der gesetzliche Betreuungsschlüssel vorsieht. Nach seiner Einschätzung ergeben sich daraus Einsparpotenziale von bis zu 450 Mio. Euro jährlich.
Eingliederungstitel: Geringe Ausschöpfung trotz hoher verfügbarer Mittel
Für den Eingliederungstitel steht 2026 ein Budget von rund 4,7 Mrd. Euro zur Verfügung. Einschließlich Ausgaberesten und Mitteln aus dem Aktiv-Passiv-Transfer ergibt sich ein Gesamtvolumen von rund 5,75 Mrd. Euro. Der Bundesrechnungshof verweist jedoch auf eine sinkende Ausschöpfung: 2025 wurden nur 2,8 Mrd. Euro für Eingliederungsleistungen genutzt; das entsprach 68 % des ursprünglichen Budgets. In den Jahren 2020 bis 2024 lag die Quote noch zwischen 80 und 88 %.
Auch 2026 zeichnet sich eine geringe Mittelverwendung ab: Von Januar bis Juli wurden 1,54 Mrd. Euro verausgabt. Bei gleichbleibendem Mittelabfluss wären es bis Jahresende nur 2,6 bis 2,7 Mrd. Euro und damit höchstens 57 % des Budgets. Rund 2 Mrd. Euro würden voraussichtlich nicht für die Eingliederung in Arbeit eingesetzt.
Kritisch bewertet der Bundesrechnungshof zudem, dass Eingliederungsmittel regelmäßig zur Deckung von Verwaltungskosten herangezogen werden. Von 2020 bis 2025 waren dies insgesamt 6,3 Mrd. Euro, allein 2025 1,5 Mrd. Euro.
Auch die berufsbezogene Deutschsprachförderung soll künftig teilweise über den Eingliederungstitel abgesichert werden. Für den Haushaltsansatz des BMAS in Höhe von 400 Mio. Euro sieht der Regierungsentwurf einen neuen Haushaltsvermerk vor: Bis zu 58 Mio. Euro aus nicht in Anspruch genommenen Eingliederungsmitteln sollen zur Deckung von Mehrausgaben in der berufsbezogenen Deutschsprachförderung genutzt werden können. Der Eingliederungstitel würde damit neben den Verwaltungskosten der Jobcenter auch als Deckungsreserve für einen weiteren Aufgabenbereich dienen.
Aus Sicht des Bundesrechnungshofs zeigt dies, dass die Haushaltsansätze nicht ausreichend am tatsächlichen Mittelbedarf ausgerichtet sind. Er fordert deshalb eine stärker bedarfsorientierte Veranschlagung der Titel.
Bericht des Bundesrechnungshofs vom 11. September 2026 zum Haushaltsetat des BMAS
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